
— den gegen die Kommission gerichteten Zinsenanspruch we­
gen Verzögerung der effektiven Zahlung auf die Zwischen­
anträge, deren Bearbeitung zu Unrecht ausgesetzt wurde, für 
begründet zu erklären; 

— dem beklagten Organ die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die vorliegende Klage ist gegen die Entscheidung der Kommis­
sion gerichtet, die Frist für die Zahlung auf einen von Spanien 
am 11. Dezember 2009 gestellten Zwischenzahlungsantrag zu 
unterbrechen. Dieser Zwischenzahlungsantrag über einen Betrag 
von 27 754 408,38 Euro betrifft das operationelle Programm 
zur gemeinschaftlichen Intervention des Europäischen Sozial­
fonds in der autonomen Gemeinschaft Galizien im Rahmen 
des Ziels „Konvergenz“ (CCI 2007ES051PO004). 

Die Klagegründe und wesentlichen Argumente entsprechen de­
nen, die bereits in der Rechtssache T-263/10, Spanien/Kommis­
sion, geltend gemacht wurden. 

Klage, eingereicht am 16. Juni 2010 — Spanien/ 
Kommission 

(Rechtssache T-266/10) 

(2010/C 221/86) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Kläger: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigte: N. Díaz 
Abad, abogado del Estado) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Entscheidung der Europäischen Kommission vom 11. 
Mai 2010, mit der beschlossen wurde, die Bearbeitung des 
von Spanien am 10. Dezember 2009 gestellten Zwischen­
zahlungsantrags aus den in Abschnitt I der rechtlichen Be­
gründung der Klageschrift erwähnten Gründen auszusetzen, 
für nichtig zu erklären; 

— den gegen die Kommission gerichteten Zinsenanspruch we­
gen Verzögerung der effektiven Zahlung auf die Zwischen­

anträge, deren Bearbeitung zu Unrecht ausgesetzt wurde, für 
begründet zu erklären; 

— dem beklagten Organ die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die vorliegende Klage ist gegen die Entscheidung der Kommis­
sion gerichtet, die Frist für die Zahlung auf einen von Spanien 
am 10. Dezember 2009 gestellten Zwischenzahlungsantrag zu 
unterbrechen. Dieser Zwischenzahlungsantrag über einen Betrag 
von 6 509 540,26 Euro betrifft das operationelle Programm zur 
gemeinschaftlichen Intervention des Europäischen Sozialfonds 
im Baskenland im Rahmen des Ziels „Regionale Wettbewerbs­
fähigkeit“ (CCI 2007ES052PO010). 

Die Klagegründe und wesentlichen Argumente entsprechen de­
nen, die bereits in der Rechtssache T-263/10, Spanien/Kommis­
sion, geltend gemacht wurden. 

Klage, eingereicht am 8. Juni 2010 — Conceria Kara/HABM 
— Dima (KARRA) 

(Rechtssache T-270/10) 

(2010/C 221/87) 

Sprache der Klageschrift: Italienisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: Conceria Kara Srl (Trezzano sul Naviglio, Italien) (Pro­
zessbevollmächtigter: Rechtsanwalt P. Picciolini) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer des 
HABM: Dima — Gida Tekstil Deri Insaat Maden Turizm Orman 
Urünleri Sanayi Ve Ticaret Ltd Sti 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer vom 29. 
März 2010 über die Beschwerde gegen die Entscheidung des 
HABM in dem von der Klägerin eingeleiteten Widerspruchs­
verfahren Nr. B 1 171 453 aufzuheben, in dem die Anmel­
dung der Gemeinschaftsmarke Nr. 5 346 457 zurückgewie­
sen worden war.
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Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Dima — Gida Tekstil Deri 
Insaat Maden Turizm Orman Urünleri Sanayi Ve Ticaret Ltd Sti 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „KARRA“ für Waren 
und Dienstleistungen der Klassen 3, 9, 18, 20, 24, 25 und 35. 

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Klägerin. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenes Marken- oder Zeichen­
recht: Italienische Bildmarken „KARA“ (Nr. 765 532 für Waren 
der Klasse 35 und Nr. 761 972 für Waren und Dienstleistungen 
der Klassen 18 und 25), Gemeinschaftsbildmarke Nr. 887 810 
(„KARA“) für Waren u. a. der Klassen 18 und 25 sowie der 
Handelsname der italienischen Gesellschaft Conceria Kara Srl, 
dessen Benutzung für die gleichen Waren und Dienstleistungen 
wie die der älteren Marken beansprucht wird. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Dem Widerspruch wurde 
teilweise stattgegeben. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Be­
schwerde. 

Klagegründe: Mangelhafte Begründung sowie falsche Auslegung 
und Anwendung von Art. 8 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung 
Nr. 207/2009. 

Klage, eingereicht am 16. Juni 2010 — H/Rat u. a. 

(Rechtssache T-271/10) 

(2010/C 221/88) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Kläger: H (Catania, Italien) (Prozessbevollmächtigte: C. Mereu 
und M. Velardo, Anwälte) 

Beklagte: Rat der Europäischen Union, Europäische Kommission 
und Polizeimission der Europäischen Union in Bosnien und 
Herzegowina (EUPM) 

Anträge 

Die klagende Partei beantragt, 

— den angefochtenen Beschluss vom 7. April 2010 und gege­
benenfalls den Beschluss vom 30. April 2010 für nichtig zu 
erklären, 

— die Beklagten zu verurteilen, der klagenden Partei Schadens­
ersatz in einer veranschlagten Höhe von 30 000,00 Euro zu 
zahlen, und 

— den Beklagten die Kosten des Verfahrens sowie einen Zins­
satz in Höhe von 8 % aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die klagende Partei beantragt mit ihrer Klage gemäß Art. 263 
AEUV die Nichtigerklärung des Beschlusses der Polizeimission 
der Europäischen Union (EUPM) in Bosnien und Herzegowina 
vom 7. April 2010 und gegebenenfalls des späteren bestätigen­
den Beschlusses vom 30. April 2010, mit dem die Umsetzung 
der klagenden Partei vom Hauptquartier der Mission in Sarajevo 
in das Regionalbüro in Banja Luka sowie die Herabstufung der 
klagenden Partei beschlossen wurden. Außerdem beantragt die 
klagende Partei die Zuerkennung von Schadensersatz in Höhe 
von 30 000,00 Euro nach Art. 340 AEUV. 

Die klagende Partei macht geltend, die vorliegende Rechtssache 
falle nach dem Beschluss des Gerichts für den öffentlichen 
Dienst vom 9. Oktober 2006 in der Rechtssache F-53/06, 
Gualtieri/Kommission, in die Zuständigkeit des Gerichts. 

Die klagende Partei stützt ihr Rechtsmittel auf folgende Rügen: 

Erstens liege ein Ermessensmissbrauch vor, da es keinen objek­
tiven Grund zur Rechtfertigung der Umsetzung gegeben habe. 

Zweitens weise der angefochtene Beschluss einen Begründungs­
fehler auf, da die Polizeimission der Europäischen Union in 
Bosnien und Herzegowina die der Umsetzung zugrunde liegen­
den operationellen Gründe nicht belegt habe. 

Drittens liege ein offensichtlicher Beurteilungsfehler vor, da es 
keine Notwendigkeit für eine umgehende Umsetzung eines 
Staatsanwalts in das Regionalbüro in Banja Luka gegeben habe. 
[Or. 2] 

Außerdem liege ein Verstoß gegen den Beschluss 
2009/906/GASP des Rates vom 8. Dezember 2009 über die 
Polizeimission der Europäischen Union (EUPM) in Bosnien 
und Herzegowina ( 1 ) vor, da der Missionsleiter nicht zur Zuwei­
sung des Personals an andere Dienstposten, sondern lediglich 
zur laufenden Personalverwaltung befugt gewesen sei.
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